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(Nr. 12409.) Geſetz, betreffend die Bewilligung weiterer Staatsmittel zur Förderung Königsberger Hafen⸗ 
anlagen. Vom 14. Dezember 1922. 


Der Preußiſche Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
8 1. 


Das Staatsminiſterium wird ermächtigt, zur Gewährung 
a) einer weiteren Beihilfe an die Stadtgemeinde Königsberg (Preußen) 
für den Bau der Hafenbecken III und IV einſchließlich eines 
Fieiteziee s 8 188 000 000 Mark 
b) eines weiteren hypothekariſchen Darlehns an die Königsberger 
Speicher⸗Aktiengeſellſchaft für die Errichtung von Hafenſpeichern 


0 e ee a een 95000000 » 
283 000 000 Mark 
zweihundertdreiundachtzig Millionen Mark — zu verwenden unter der Vorausſetzung, daß die 


Reichsregierung in eine entſprechende Erhöhung der vom Reiche zu tragenden Koſten einwilligt. 
N 2. 

(1) Das Staatsminiſterium wird ermächtigt, zur Deckung der im § 1 erwähnten Auf 
wendungen eine Anleihe durch Verausgabung eines entſprechenden Betrags von Schuldver⸗ 
ſchreibungen aufzunehmen. Die Anleihe iſt mit 1,9 vom Hundert des urſprünglichen Kapitals zu 
tilgen unter Hinzurechnung der durch die Tilgung erſparten Zinſen, dieſe zu 5 vom Hundert 
gerechnet. 

(e) An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzanweiſungen oder Wechſel 
ausgegeben werden. In den Schatzanweiſungen iſt der Fälligkeitstermin anzugeben. Die Wechſel 
werden von der Hauptverwaltung der Staatsſchulden mittels Unterſchrift zweier Mitglieder aus— 
geſtellt. 
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(3) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen, etwa zugehörige Zinsſcheine und Wechſel können 
ſämtlich oder teilweiſe auf ausländiſche oder auch nach einem beſtimmten Wertverhältniſſe gleich- 
zeitig auf in⸗ und ausländiſche Währungen ſowie im Auslande zahlbar geſtellt werden. 

() Schatzanweiſungen und Wechſel können wiederholt ausgegeben werden. 

6) Die Mittel zur Einlöſung von Schatzanweiſungen und Wechſeln können durch Ausgabe 
von Schatzanweiſungen und Wechſeln oder von Schuldverſchreibungen in dem erforderlichen Nenn- 
betrage beſchafft werden. 

(6) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel, die zur Einlöſung fällig werdender 
Schatzanweiſungen oder Wechſel beſtimmt ſind, hat die Hauptverwaltung der Staatsſchulden auf 
Anordnung des Finanzminiſters vierzehn Tage vor der Fälligkeit zur Verfügung zu halten. Die 
Verzinſung oder Umlaufzeit der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkte beginnen, mit 
dem die Verzinſung oder Umlaufzeit der einzulöſenden Schatzanweiſungen oder Wechſel aufhört. 

(7) Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins- oder Diskont⸗ 
ſatze, zu welchen Bedingungen der Kündigung oder mit welcher Umlaufzeit ſowie zu welchem Kurſe 
die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel ausgegeben werden ſollen, beſtimmt der 
Finanzminiſter. Ebenſo bleibt ihm im Falle des Abſ. 3 die Feſtſtellung des Wertverhältniſſes 
ſowie der nähereren Bedingungen für Zahlungen im Ausland überlaſſen. 

(s) Im übrigen find wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe die Vorſchriften des Geſetzes 
vom 19. Dezember 1869 (Geſetzſamml. S. 1197), des Geſetzes vom 8. März 1897 (Geſetzſamml. 
S. 43) und des Geſetzes vom 3. Mai 1903 (eſetzſamml. S. 155) anzuwenden. 


8 3. f 
Die Ausführung dieſes Geſetzes erfolgt durch die zuſtändigen Miniſter. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. : 
Berlin, den 14. Dezember 1922. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Siering. v. Richter. 


F. 12410.) Geſetz über Anderungen des Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetzes und des Volksſchullehrer⸗ 
Dienſteinkommensgeſetzes. Vom 22. Dezember 1922. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Artikel 1. 


Das Geſetz über das Dienſteinkommen der unmittelbaren Staatsbeamten (Beamten⸗Dienſt⸗ 
einkommensgeſetz) vom 17. Dezember 1920 (Geſetzſamml. 1921 S. 135) in der Faſſung des Ge⸗ 
ſetzes über Anderungen der Dienft- und Verſorgungsbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten vom 


21. November 1922 (Geſetzſamml. S. 431) und der Verordnung über eine Erhöhung der Aus- 


gleichszuſchläage vom 8. November 1922 wird wie folgt geändert: 


— 453 — 
I. Im § 18 erhält Abſ. 2 folgende Faſſung: 


(2) Der Ausgleichszuſchlag wird bis zur anderweiten Feſtſetzung durch den Staats⸗ 
haushaltsplan oder durch beſonderes Geſetz für alle im Abſ. 1 genannten Bezüge gleich- 
mäßig auf 120 vom Hundert feſtgeſetzt. 


Im Abſ. 3 wird die Zahl „1000“ durch die Zahl „2000“ erſetzt. 


II. In der Anlage 1 (Beſoldungsordnung für die planmäßigen unmittelbaren Staatsbeamten) 
erhält unter IB die Anmerkung zu Gruppen 3 und 4 folgende Faſſung: 

Ron dem weiteren Aufrücken im Grundgehalte find diejenigen Profeſſoren bei den wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Hochſchulen ausgenommen, die mit ihrem Einverſtändnis oder kraft Geſetzes vom 
Halten von Vorleſungen entbunden ſind oder bei denen nach Entſcheidung des zuſtändigen 
Miniſters die Vorausſetzungen vorliegen, unter denen nichtrichterliche Beamte in den Ruheſtand 
verſetzt werden können. 

Artikel 2. 

Das Volksſchullehrer-Dienſteinkommensgeſetz vom 17. Dezember 1920 (Geſetzſamml. S. 623) 
in der Faſſung der Verordnung über Anderungen des Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetzes und des 
Volksſchullehrer-⸗Dienſteinkommensgeſetzes vom 5. September 1922 (Geſetzſamml. ©. 286) und des 
Geſetzes über Anderungen in dem Dienſteinkommen der Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen 
Volksſchulen vom 9. November 1922 (Geſetzſamml. S. 416) wird wie folgt geändert: 

Im 8 6 Abf. 2 wird der Einzahlungsbetrag für die Anrechnung privaten Schul; 
dienſtes von „12000 Mark“ auf 20 000 Mark“ für Lehrer und von „10 800 Mark!“ 
auf „18 000 Mark“ für Lehrerinnen erhöht. 

Der Abſ. 4 des 8 6 erhält folgende Faſſung: 

Die nach den bisherigen Beſtimmungen bereits erfolgte Anrechnung von Privat⸗ 
ſchuldienſtzeit wird hierdurch nicht berührt. Soweit noch bis zum 30. November 1922 

Einzahlungen nach den vom 1. September 1922 ab gültigen Vorſchriften oder in der 
Zeit vom 1. Dezember 1922 bis 31. Dezember 1922 noch Einzahlungen nach den vom 
1. Oktober 1922 ab geltenden Sätzen geleiſtet ſind oder werden, findet die Anrechnung 
der Privatſchuldienſtzeit nach den vom 1. September beziehungsweiſe 1. Oktober 1922 
ab gültigen Beſtimmungen ſtatt. 
Artikel 3. i 

Dieſes Geſetz tritt mit Ausnahme des Artikel 1 Ziffer II mit Wirkung vom 16. Novem- 

ber 1922 in Kraft, Artikel 1 Ziffer II mit Wirkung vom 1. Oktober 1922. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 5 i 


Berlin, den 22. Dezember 1922. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. v. Richter. 


5 
Gr. 12411.) Geſetz wegen Anderung der Amtsgerichtsbezirke Oſterode und Hohenſtein. Vom 24. Dezember 1922. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
8 1. 
In Abänderung der Verordnung vom 5. Juli 1879 — Geſetzſamml. S. 393 — werden 
zugelegt: . 5 f 
a) dem Amtsgerichtsbezirk Oſterode die Gemeinden Adamsguth, Bieſſellen, Podleiken, 
Thomareinen, Mittelguth und Sallmeyen im Kreiſe Oſterode unter Abtrennung von 
dem Amtsgerichtsbezirke Hohenſtein; 
5) dem Amtsgerichtsbezirke Hohenſtein die Gemeinde Sophienthal im Kreiſe Oſterode unter 
Abtrennung von dem Amtsgerichtsbezirk Ofterode, 


9. 2. 
Dieſes Geſetz tritt am 1. April 1923 in Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 24. Dezember 1922. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. am Zehnhoff. 


(Mr. 12412.) Geſetz wegen Anderung der Amtsgerichtsbezirke Kirchberg, Traben⸗Trarbach, Wittlich und 
Fe Zell a. d. Moſel. Vom 24. Dezember 1922. ’ 


D. Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
Sal. 

In Abänderung der Verordnung vom 5. Juli 1879 (Geſetzſamml. S. 393) werden zugelegt: 
1. unter Abtrennung von dem Amtsgericht in Traben-Trarbach die Gemeinden Baerenbach, 

Belg, Büchenbeuren, Hahn, Hirſchfeld, Lautzenhauſen, Lötzbeuren, Niederſohren, Nieder- 

weiler, Raversbeuren, Rödelhauſen, Sohren, Thalkleinich, Wahlenau und Würrich aus 

der Bürgermeiſterei Sohren im Kreiſe Zell a. d. Moſel a N 
dem Amtsgericht in Kirchberg; 

unter Abtrennung von dem Amtsgericht in Traben-Trarbach die Gemeinde Altlay aus 

der Bürgermeiſterei Sohren im Kreiſe Zell a. d. Moſel 
dem Amtsgericht in Zell a. d. Moſel; 

3. unter Abtrennung von dem Amtsgericht in Wittlich die Gemeinden Cröv und Kinheim 
aus der Bürgermeiſterei Cröv und die Gemeinde Reil aus der Bürgermeiſterei Bengel 
im Kreiſe Wittlich 

dem Amtsgericht in Traben-Trarbach. 
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8 2. 
Der Tag des Inkrafttretens dieſes Geſetzes wird durch Verordnung des Staatsminiſteriums 
beſtimmt. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 24. Dezember 1922. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
(Siegel.) Braun. am Zehnhoff. 


(Nr. 12413.) Geſetz wegen Anderung der Amtsgerichtsbezirke Deutſch Krone und Schneidemühl. Vom 
24. Dezember 1922. x 


Dar Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
9.1. 
In Abänderung der Verordnung vom 5. Juli 1879 (Geſetzſamml. S. 393) werden die Ge⸗ 
meinden Borkendorf, Haſenberg, Kattun und Schneidemühlerhammer ſowie die Gutsbezirke Borken— 


dorf, Kattun und Klappſtein im Kreiſe Deutſch Krone unter Abtrennung von dem Amtsgericht in 
Deutſch Krone dem Amtsgericht in Schneidemühl zugelegt. 


$ 2. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. April 1923 in Kraft. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. f 
Berlin, den 24. Dezember 1922. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium.“ 


(Siegel) Braun. am Zehnhoff. 
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(Nr. 12414.) n über die Wahlen zu den Kreistagen der Kreiſe Neiſſe, Grottkau und Falkenberg 
der Provinz Oberſchleſien. Vom 21. Dezember 1922. 


Auf Grund des § 21 Abſ. 2 des Geſetzes, betreffend die Wahlen zu den Provinziallandtagen und zu den 
Kreistagen, vom 3. Dezember 1920 (Geſetzſamml. 1921 S. 1) wird folgendes verordnet: 


ie 
Die Wahlen zu den Kreistagen der Kreiſe Neiſſe, Grottkau und Falkenberg der Provinz Oberſchleſien 
finden am 28. Januar 1923 ſtatt. 
8 2. 


Die Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 21. Dezember 1922. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. Severing. 


(Rr. 12415.) Nachtrag zu der Preußiſchen Ausführungsanweiſung über die Verſorgung mit Zucker im 
Betriebsjahre 1922/23 vom 14. Oktober 1922 (Geſetzſamml. S. 328). Vom 18. Dezember 1922. 


Ii Abänderung und Ergänzung der Ausführungsanweiſung vom 14. Oktober 1922 wird nachſtehendes 


beſtimmt: 
Zu § 1 Abſ. II 
(Verpflichtungsſchein des Großhändlers). 
Der Verpflichtungsſchein des Großhändlers (Anlage BI der Ausführungsanweiſung vom 14. Oktober 
1922) erhält die in der Anlage angegebene neue Faſſung. 


Zu 85 (Verkaufsanzeigen). 
Die Friſt für die n der Verkaufsanzeigen der Zuckerfabriken an die Kontrollſtelle des betreffen- 
den Bezirks wird auf acht Tage verlängert. 


Zu §§ 8 Abſ. I und 9 Abſ. IV 
(Zuckerkarten). 

Der Einzelhändler trennt den einzelnen Abſchnitt von der Karte und ſammelt die Abſchnitte. Die 
Abſchnitte find in einen Umſchlag zu legen, der eingeſchrieben an die Kontrollſtelle zu ſenden iſt; der Umſchlag 
muß folgenden Aufdruck tragen: 

„Ich verſichere hierdurch, daß ſich in dieſem Umſchlag ee Abſchnitte der Zucker⸗ 
karte befinden. Ich weiß, daß ich ohne ſchriftliche Zuſtimmung der Kontrollſtelle nur ſoviel 
Mundzucker in abgerundeter Menge wieder beziehen darf, als ich Kartenäbſchnitte abgeliefert habe.“ 

Zur Verſendung dieſes Umſchlags dient ein zweiter Umſchlag, auf dem ſich der Vordruck befindet: 


„An die Kontrollſtelle für die Provinz — den Reg.-Bezirk — eee 3 
11111 8 u 
Die Umſchläge werden den Einzelhändlern durch die Kontrollſtellen geliefert. Sofort nach Empfang 
N überſenden die Kontrollſtellen den Einzelhändlern eine Empfangsbeſcheinigung durch 
oſtkarte: 


T 
E 


NE 


ea 


„Sie haben nach Ihrer Verſicherung Marken der Zuckerkarte abgeliefert. Die 
Nachprüfung bleibt vorbehalten. Ohne ſchriftliche Genehmigung der Kontrollſtelle zu einem höheren 
Bezuge dürfen Sie nur ſo viel Mundzucker in abgerundeter Menge beziehen, als Sie nach Ihrer 
Verſicherung Kartenabſchnitte abgeliefert haben zuzüglich der Menge, die Sie durch Empfangs⸗ 
beſcheinigung als an Apotheken, Anſtalten, Gaſtwirtſchaften, Fremdenheime verkauft nachweiſen 
55 die Sr in der zuläffigen Grenze für Schwund und Verluſt beim Verwiegen anzuſetzen 

efugt ſind.“ 


Die Karte der Kontrollſtelle ſoll für den Kleinhändler bei etwaiger behördlicher Nachprüfung ein Aus⸗ 
weis ſein; ihr Ausbleiben ſoll ihm Anlaß bieten, bei der Kontrollſtelle nachzuforſchen, ob etwa ſeine Sendung 
in Verluſt geraten iſt. Der Einzelhändler darf nicht mehr Mundzucker einkaufen, als er in vorgeſchriebener 
Weiſe als verkauft nachgewieſen hat. Er kann die nachgewieſene Menge von jedem ihm genehmen Groß⸗ 
händler wieder kaufen. Der Großhändler iſt nicht verpflichtet, ſich die Empfangsbeſcheinigung über die abge⸗ 
lieferten Kartenabſchnitte abliefern oder vorlegen zu laſſen. Die Verantwortung, daß der Einzelhändler nicht 
unzuläſſigerweiſe mehr Mundzucker eingekauft hat, trägt er allein. Die Kontrolle über ihn ergibt ſich aus 
der Einzelhändlerkarte, auf der er für die abgelieferten Kartenabſchnitte und Belieferungszeugüiſſe ſowie wegen 
des zuläſſigen Schwundes und Verluſtes entlaſtet wird. 


Die Kontrollſtelle muß eingreifen, ſobald ſie erkennt, daß der Einzelhändler übermäßige Mengen an 
Zucker bezieht. Als übermäßige Menge ſoll es nicht gelten, wenn er in nach oben abgerundeter Menge volle 
Packungen wieder bezieht. a 


Die Umſchläge und die Beſcheinigungskarten werden von der Hauptgeſchäftsſtelle einheitlich hergeſtellt 
und den Kontrollſtellen überſandt. Die Kontrollſtellen ſollen ſich im allgemeinen bei Prüfung der abge⸗ 
lieferten Zuckerkarten auf Stichproben beſchränken. Allgemeine Prüfungen ſollen nur vorgenommen werden, 


wenn Mißſtände oder Beſchwerden dazu beſondere Veranlaſſung bieten. Das Hilfsmittel, die abgelieferten 


Kartenabſchnitte zu wiegen, darf benutzt werden. 


Ju § 8 Abſ. V 
(Zuckerkarten für Rübenanbauer). 

Von dem Bezuge von Zuckerkarten mit ſeinen Haushaltsangehörigen iſt nur ausgeſchloſſen, wer ver⸗ 
tragsmäßig für den Anbau von wenigſtens 50 Morgen Rüben von Fabriken Anteilzucker zu erhalten hat. 
Arbeitnehmer, die nicht zum Haushalte des Rübenanbauers gehören, haben, auch wenn fie Ankeilzucker 
empfangen, Anſpruch auf die Zuckerkarte. Das gleiche gilt für die in Zuckerfabriken Beſchäftigten. 

Die vorſtehenden Anderungen und Ergänzungen treten ſofort in Kraft. 

Berlin, den 18. Dezember 1922. 


Der Miniſter für Landwirtſchaft, Der Miniſter für Handel 
Domänen und Forſten. | und Gewerbe. 
— — Im Auftrage: 
Preußiſcher Staatskommiſſar für An 
Volksernährung. Der Miniſter des Innern. 
In Vertretung: z Im Auftrage: 
Ramm. Hinſch. 


— 458 — 
Verpflichtungsſchein des Großhändlers. 


Ich verpflichte mich dem Reichsverband des deutſchen Nahrungsmittelgroßhandels e. V. Berlin und dem Verein 
Deutſcher Zuckergroßhändler in Magdeburg gegenüber: 


Ita 


1 


= 


or 


6. 


2 


bei der Verteilung des mir im Betriebsjahre 1922/23 zu überlaſſenden Zuckers die Beſtimmungen, die der 
Reichsminiſter für Ernährung und Landwirtſchaft und der Preußiſche Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen 
und Forſten (Staatskommiſſar für Volksernährung) erlaſſen haben oder noch erlaſſen werden, insbeſondere die 
Preußiſche Ausführungsanweiſung vom 14. Oktober 1922 gewiſſenhaft zu befolgen und dabei das Ziel zu 
beachten, den Mundzucker in verſtändiger Weiſe ohne unnötigen Zwiſchenhandel zu einer tunlichſt gleichmäßigen 
Verteilung an die Bevölkerung zu bringen und jede Zurückhaltung des Zuckers, insbeſondere im Hinblick auf 
die etwa ſteigenden Preiſe, zu unterlaſſen, und zwar ohne Anterſchied, ob dies geſchehen ſoll, um den Zucker 
zu einem ſpäteren Zeilpunkte zu dem dann allgemein geforderten Preiſe oder unter dieſem verkaufen zu können, 
und dieſe Verpflichtung den von mir belieferten Zwiſchenhändlern aufzuerlegen, 


den mir für einen beſtimmten Bezirk zugewieſenen Zucker nur ſolchen Zwiſchenhändlern zu überlaſſen, die 


ihren Kundenkreis, und nur ſolchen Einzelhändlern, die ihren Wohnſitz in dem betreffenden Bezirke haben und 
bei mir den Verpflichtungsſchein des Zwiſchenhändlers oder Einzelhändlers unterzeichnen und hinterlegen, den 
Mundzucker alſo nicht zu verkaufen an Einzelhändler, die ihren Wohnſitz in einem anderen Bezirke haben als 
demjenigen, für welchen der Zucker von der Zuckerwirtſchaftsſtelle freigegeben worden iſt / 


den Zucker nur nach den Grundſätzen eines ordentlichen und ehrbaren Kaufmanns zu vertreiben und als 


Grundſatz anzuerkennen, was als ſolcher von dem Reichsverband des deutſchen Nahrungsmittelgroßhaudels 
oder dem Verein deutſcher Zuckergroßhändler in Magdeburg feſtgeſtellt wird, und mich im Verfehlungsfalle 
der Entſcheidung durch diejenige dieſer beiden Großhandels ⸗Spitzenorganiſationen zu unterwerfen, der ich 
angehörte; 


Mundzucker nicht an kontingentierte oder auf die Verwendung von Auslandszucker verwieſene Betriebe zu 


liefern, insbeſondere nicht an Marmelade., Kunſthonig-, Schokolade- oder Süßigkeitsfabrikanten, Bäcker, 
Konditoren, Winzer und Imker , 


„die vorgeſchriebenen Meldungen an die Zuckerkontrollſtellen pünktlich zu erſtatten, auch die Anweiſungen der 


Hauptgeſchäftsſtelle des Zuckerverkehrs 1922/23 e. V. Berlin und der für meine Zuckerkäufer und verkäufer 
zuſtändigen Kontrollſtellen, insbeſondere auch hauptſächlich der Nichtbelieferung unzuläſſiger Zwiſchen⸗ und 
Einzelhändler gewiſſenhaſt zu beachten 

Inlandszucker in keiner Weiſe mit Auslandszucker zu vermiſchen oder ſeine Abgabe an die Abnahme von 
Auslandszucker oder anderen Waren zu knüpfen , N 


den Zuckerfabriken für den mir überlaſſenen Zucker weder unmittelbar noch mittelbar einen Überpreis zu zahlen 


N 


oder irgendeine ſonſtige Vergünſtigung — beiſpielsweiſe durch Abtretung eines Teiles des Nutzens, durch Be— 
teiligung am Geſchäft oder auf irgendeine ſonſtige Weiſe — zu gewähren, zu verſprechen oder ſonſtwie für 
die Gegenwart oder Zukunft in Ausſicht zu ſtellen, ferner an die Agenten der Zuckerfabriken in keiner Weiſe 
und in keiner Form eine Proviſion oder ſonſtige Vergütung, beiſpielsweiſe Beteiligung am Nutzen, zu ge 
währen oder ſie durch Abkauf anderer Waren oder auf irgendeine andere Weiſe zu vorzugsweiſer Belieferung 
mit Zucker zu veranlaſſen, indem ich dabei anerkenne, daß ein Verſtoß gegen dieſe Bedingung fortan als ein 
Verſtoß gegen die Auffaſſung des ehrbaren Kaufmanns gelten muß / 


ich erkläre mich endlich damit einverftanden, daß die Kontrollſtellen über allen mir bei einer Verbrauchszucker⸗ 


fabrik zur Verfügung geſtellten preußiſchen Mundzucker frei zugunſten anderer Firmen verfügen dürfen, den 
ich bis zum 20. des Monats, für den er freigegeben iſt, nicht zum Zwecke der Verteilung von der Fabrik 
abgerufen habe. 


Für den Fall, daß ich die vorſtehenden Verpflichtungen verletze, unterwerfe ich mich einer von einem der genannten 
beiden Großhandelsverbände oder von beiden gemeinſchaftlich feſtzuſetzenden Vertragsſtrafe / dieſe ſoll für jeden Fall den 
doppelten Verkaufswert des Zuckers betragen, mit deſſen Erwerb oder Verkauf ich die hier übernommenen Verpflichtungen 
verletzt habe, mindeſtens aber 10000 Mark. Auch erkenne ich das Recht meines Verbandes an, mich wegen Verletzung 
der in dieſer Erklärung übernommenen Verpflichtungen aus dem Verband auszuſchließen. 


(Ort und Datum.) 


(Unterſchrift.) 


Redigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtellungen ſind an die Poſtauſtalten zu richten. 
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